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wissenschaftlicher Kenntnisse, der Kammer der 
Technik und der Gesellschaft für Deutsch-So­
wjetische Freundschaft zusammen;

b) die Organisierung der ständigen und systemati­
schen Massenkontrolle, um die wirksamsten 
Methoden zur Sicherung einer allseitigen ter- 
min- und sortimentsgerechten Erfüllung der 
Aufgaben des Volkswirtschaftsplanes und der 
Erfüllung des Haushaltsplanes durchzusetzen.

Der Rat des Kreises organisiert in seinem Ver­
antwortungsbereich die Kontrolle über die Ein­
haltung der finanziellen und qualitativen Kenn­
ziffern in allen Betrieben und Einrichtungen;

c) die ' Durchsetzung des Prinzips der strengsten 
Sparsamkeit;

d) eine regelmäßige Berichterstattung des Rates 
des Kreises vor dem Kreistag über den Stand 
der Planerfüllung und die Veröffentlichung des 
Standes der Planerfüllung der Städte und Ge­
meinden und der dem Rat des Kreises unter­
stellten Betriebe und Einrichtungen. Hervor­
ragende Kollektiv- und Einzelleistungen werden 
ausgezeichnet.

11. Бег Rat des Kreises sichert durch regionale Bilan­
zen der Materialwirtschaft die Übereinstimmung 
zwischen den Produktionsaufgaben, den Leistungen 
und den materiellen Fonds. Der Kreistag und seine 
Organe organisieren eine breite Bewegung zur Ein­
sparung volkswirtschaftlich wichtiger Rohstoffe und 
Materialien und sichern die Erfassung und Verarbei­
tung örtlicher und innerer Rohstoff- und Material­
reserven. Dabei ist vor allem die ständige 
Einsparung von Importmaterialien zu gewähr­
leisten.

Sie sind für die Durchsetzung einer straffen Ord­
nung auf dem Gebiet der Materialwirtschaft ver­

antwortlich und organisieren dazu die Zusammen­
arbeit mit den Organen der Materialwirtschaft.

12. Materielle und finanzielle Veränderungen des 
Volkswirtschaftsplanes des Kreises im laufenden 
Planjahr hat der Rat des Bezirkes dem Rat des 
Kreises mitzuteilen. Der Rat des Kreises erarbeitet 
auf dieser Grundlage die notwendigen Korrekturen 
des Volkswirtschaftsplanes. Diese werden mit dem 
Rat des Bezirkes mit dem Ziel beraten, die plan­
mäßige politisch-ökonomische und kulturelle Ent­
wicklung des Kreises zu gewährleisten. Die Not­
wendigkeit der Planänderung ist sowohl vor dem 
Kreistag als auch vor den von der Änderung un­
mittelbar betroffenen Werktätigen zu begründen. 
Zugleich sind Maßnahmen zu beraten, wie durch 
die Mobilisierung der örtlichen Reserven (Einsatz 
anderer Materialien, Erschließung zusätzlicher Pro­
duktionskapazitäten) oder andere geeignete Maß­
nahmen Differenzen zu den ursprünglichen Plan­
zielen weitgehend auszugleichen sind. Ist die Plan­
änderung auf eine Erhöhung der Planziele gerich­
tet, so sind die notwendigen materiellen und 
finanziellen Bedingungen zu schaffen und Maß­
nahmen zu ihrer Verwirklichung zu beraten.

Der geänderte Plan ist dem Kreistag vom Rat des 
Kreises mit einem Vorschlag für den Ausgleich des 
Haushalts vorzulegen.

13. Wenn sich während der Plandurchführung zeigt, 
daß die staatlichen Aufgaben (Staatsplanpositionen, 
Staatsplanobjekte des Investitionsplanes, Markt­
produktion der Landwirtschaft, Bauleistungen, 
Nichterfüllung des geplanten Sollüberschusses usw.) 
nicht gedeckt oder nicht entsprechend den im 
Staatsplan festgelegten Terminen erfüllt werden 
oder wenn der Rat des Kreises andere Verpflich­
tungen des Planes gegenüber anderen Kreisen 
nicht erfüllen kann, ist der Rat des Kreises ver­
pflichtet, dies dem Rat des Bezirkes mitzuteilen. Die 
Gründe für die Nichterfüllung und die Auswirkun­
gen sind dabei zu erläutern, und es sind Vorschläge 
zu unterbreiten, durch welche Maßnahmen die 
Rückstände aufgeholt werden können.

14. Werden in zentral- und bezirksgeleiteten Betrieben 
und Einrichtungen während des Planjahres Plan­
änderungen vorgenommen, die Auswirkungen auf 
den Volkswirtschaftsplan des Kreises haben, so 
müssen diese der Kreisplankommission begründet 
und von dieser dem Rat des Kreises mit Maß­
nahmen zur Sicherung der örtlichen Belange vor­
gelegt werden.
Kommt eine Einigung mit dem Rat des Kreises 
nicht zustande, so ist der Vorsitzende des Rates 
des Bezirkes zur Herbeiführung einer Entscheidung 
darüber zu unterrichten.

15. Soll ein Betrieb oder eine Einrichtung in das Un­
terstellungsverhältnis des Rates des Kreises einge­
gliedert oder aus diesem ausgegliedert werden, so 
bedarf diese Veränderung der Zustimmung des 
Kreistages. Lehnt der Kreistag eine von höheren 
staatlichen Organen beantragte Veränderung des 
Unterstellungsverhältnisses ab, dann entscheidet 
der Bezirkstag. Bei Gründung und Schließung von 
volkseigenen Betrieben, die dem Rat des Kreise» 
nicht unterstehen, ist eine Stellungnahme des Rates 
des Kreises einzuholen.

Auf dem Gebiet der Planung und Lenkung der Ar­
beitskräfte und des Nachwuchses sind der Kreistag und 
seine Organe verantwortlich für:

1. die Planung der Arbeitskräfte und dec Berufsaus­
bildung für alle kreisgeleiteten Betriebe und Ein­
richtungen sowie für die volkswirtschaftlich rich­
tige Lenkung der Arbeitskräfte und des Nach­
wuchses im Kreis und für die Sicherung der 
Versorgung der Schwerpunktbetriebe mit Arbeits­
kräften;

2. Die Ausarbeitung von Arbeitskräftebilanzen und 
in diesem Zusammenhang die Bestätigung der 
Kennziffern der Arbeitskräfteplanvorschläge aller 
Betriebe und Einrichtungen;
die Kontrolle der Einhaltung der ;Arbeitskräfte- 
pläne dieser Betriebe und Einrichtungen, insbe­
sondere der Ausnutzung des Arbeitszeitfonds, der 
Entwicklung und Anwendung wirksamer Formen 
des materiellen Anreizes, der Einhaltung des ge­
planten Lohnfonds und der planmäßigen Verbesse­
rung der Arbeitsbedingungen in allen Betrieben 
und Einrichtungen:

3. die planmäßige Nutzung und den richtigen Einsatz 
der Arbeitskräftereserven und die planmäßige 
Werbung und Lenkung der Arbeitskräfte und des 
Nachwuchses.


